
 

Liebe Leserinnen und Leser, 

am 30. und 31. Mai 2022 kam der Europäische Rat der Staats- und Regierungschefs in Brüssel zu 
einer außerordentlichen Sitzung zusammen. Wesentlicher Gegenstand der Beratungen war die 
Situation am Ende des 3. Monats des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine.  

Unter anderem ging es um das 6. Sanktionspaket gegen Russland. Wenn sich „die Chefinnen und 
Chefs“ selber mit diesen Fragen befassen müssen, ist es ein Zeichen dafür, dass etwas grundlegend 
hakt. Der Vorschlag der Kommission zum Sanktionspaket wurde bereits vor ca. vier Wochen im 
Europäischen Parlament angekündigt.  Die Sanktionen müssen aber einvernehmlich beschlossen 
werden, und bislang blockierte Ungarn eine Einigung auf ein Ölembargo im Laufe des Jahres. In 
Budapest fürchtet man erhebliche Auswirkungen auf die dortige Wirtschaft. Ungarn hängt, ebenso 
wie die Slowakei, nahezu vollständig an der russischen „Druschba“-Ölpipeline. Beide Länder haben 
auch keine Seehäfen, um Tankschiffe aus anderen Förderländern zu entladen. Auf der 
außerordentlichen Sitzung der Staats- und Regierungschefs am 30. und 31. Mai wurde aber eine 
Kompromisslinie gefunden, die nunmehr zu einer Einigung führen soll. Bis zum Ende des Jahres 
2022 soll der Kauf von russischem Öl, das mit Schiffen transportiert wird, beendet werden. Das 
über die „Druschba“-Pipeline nach Ungarn und die Slowakei, aber auch nach Deutschland (u.a. zur 
Raffinerie Schwedt in Brandenburg) und Polen transportierte Öl soll für eine nicht näher 
bestimmte Zeit weiter fließen dürfen. Weitere Kompromisse mussten eingegangen werden: 
Bulgarien darf auch bis auf Weiteres Öl auf dem Seeweg beziehen; Griechenland und Zypern 
dürfen mit Schiffen, die unter ihren Flaggen fahren, weiter russisches Öl an Destinationen 
außerhalb der EU transportieren. Es zeigt sich: Je länger der völkerrechtswidrige Angriffskrieg 
dauert, umso mehr wird auch Solidarität unter den EU Mitgliedstaaten gefordert. Mehrere 
Mitgliedstaaten (u.a. Belgien) wurden auch dahingehend zitiert, dass das 6. Sanktionspaket das 
Ende der Möglichkeiten mit Blick auf die Sanktionierung von russischen Energieimporten sei. Die 
Gasversorgung aus russischen Quellen wird aller Voraussicht nach nicht Gegenstand von weiteren 
Sanktionsrunden sein. Umso wichtiger wird es sein, sich auf allen Ebenen strukturell von 
Energieimporten unabhängig zu machen. Der REPowerEU Plan der Kommission (siehe diese 
Ausgabe) wurde von den Mitgliedstaaten im Europäischen Rat breit unterstützt.  

Ein weiterer zentraler Punkt der Diskussionen war, wie man die Europäische Union militärisch 
besser aufstellen kann. Die Herausforderung liegt darin, die vorhandenen militärischen 
Fähigkeiten der einzelnen Mitgliedstaaten so miteinander zu verbinden, dass mit den geplanten 
Investitionen, wie z.B. den von Deutschland beschlossenen 100 Mrd. € Sondervermögen, der 
größtmögliche Ertrag erreicht werden kann. Ein unkoordiniertes Vorgehen könnte zu ungewollten 
Verteuerungen führen, die der Rüstungsindustrie in die Hände spielen.  

Im Vordergrund stand aber nach wie vor die Unterstützung der Ukraine im Krieg gegen Russland. 
Die Staats- und Regierungschefs der EU haben hervorgehoben, dass die EU die ukrainische 
Regierung weiter hinsichtlich ihres dringenden Liquiditätsbedarfs unterstützen wird und bereit ist, 
der Ukraine 2022 eine neue außerordentliche Makrofinanzhilfe von bis zu 9 Milliarden € zu 
gewähren. Die Europäische Union ist außerdem entschlossen, die Fähigkeit der Ukraine zur 
Verteidigung ihrer territorialen Unversehrtheit und Souveränität weiter zu stärken.   

 

Dr. Lars Friedrichsen  
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Erklärung zum Haftungsausschluss 

Das Ministerium für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten ist um Richtigkeit und Aktualität 
der bereitgestellten Informationen bemüht. Trotzdem können Fehler und Unklarheiten nicht vollständig 
ausgeschlossen werden. Das Ministerium übernimmt deshalb keine Gewähr für die Aktualität, Richtigkeit, 
Vollständigkeit oder Qualität der bereitgestellten Informationen. Für EU-Dokumente ist jeweils die amtliche 
Veröffentlichung maßgeblich. Der Text enthält Hyperlinks, durch die auf externe Seiten und dort angebotene 
Informationen verwiesen wird. 

Es handelt sich um allgemein zugängliche Seiten, deren Auffinden durch die Links erleichtert werden soll. Soweit 
über Links auf solche Seiten verwiesen wird, ist für deren Inhalt ausschließlich der Betreiber dieser Seiten 
verantwortlich, das Ministerium macht sich durch die Verweisung die über den Link angebotenen Informationen 
oder eventuelle Weiterverweisungen nicht zu eigen. 

Das Ministerium hat keinen Einfluss auf eine nach Setzung des Links erfolgte Veränderung des Links oder der 
zugrundeliegenden Inhalte und übernimmt dafür keine Verantwortung. Wenn Sie die Europa-Informationen nicht 
mehr erhalten möchten, teilen Sie uns dies bitte mit. Hierzu reicht aus, wenn Sie auf diese Mail mit der Nachricht 
„Europa-Informationen abbestellen“ antworten.
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1. Übergreifende Themen 

Neue Regeln für die Europawahl gefordert 

Das Europäische Parlament fordert am 3. Mai 2022 neue Regeln für die Europawahl. Aus 27 getrennten Wahlen mit 
unterschiedlichen Regeln soll künftig eine einheitliche Europawahl werden. Das Europäische Parlament schlägt ein 
Zweistimmensystem für die Europawahl vor: eine Stimme für die Wahl der Abgeordneten in den Wahlkreisen der 
Mitgliedstaaten und eine weitere für einen EU-weiten Wahlkreis, in dem 28 zusätzliche Sitze vergeben werden. Um 
auf diesen Listen für geografische Ausgewogenheit zu sorgen, sollen die Mitgliedstaaten je nach ihrer 
Bevölkerungszahl in drei Gruppen eingeteilt werden. Auf diesen Listen sollen Kandidatinnen und Kandidaten aus 
diesen drei Gruppen proportional vertreten sein. EU-weite Kandidatenlisten sollten von europäischen 
Wahleinheiten wie Bündnissen einzelstaatlicher Parteien oder einzelstaatlicher Wählervereinigungen bzw. von 
europäischen Parteien eingereicht werden. Das Europäische Parlament strebt eine gleichmäßige Repräsentanz 
durch Frauen und Männer an – trotz der allgemeinen Verbesserung bei der letzten Wahl wurde in einigen EU-
Staaten keine einzige Frau ins Europäische Parlament gewählt. Es schlägt daher verbindliche Listen nach dem 
Reißverschlusssystem (d. h. abwechselnd weibliche und männliche Kandidatinnen und Kandidaten) oder Quoten 
vor. Um die Wahl europaweit einheitlicher zu gestalten, wird außerdem Folgendes vorgeschlagen: Der 9. Mai soll 
als europaweiter Wahltag festgelegt werden, dann würde, im Gegensatz zu heute, die Wahl nicht immer an einem 
Sonntag stattfinden. Die Einführung einer verbindlichen Sperrklausel von 3,5 % für Wahlkreise, in denen mindestens 
60 Sitze vergeben werden. Gleicher Zugang zu den Wahlen für alle, auch für Menschen mit Behinderungen, und 
Ermöglichung der Briefwahl sowie das Recht der Bürger und Bürgerinnen, den Kommissionspräsidenten nach dem 
Spitzenkandidatensystem über EU-weite Listen zu wählen. Nach Artikel 223 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union müsste die Gesetzesinitiative des Europäischen Parlaments vom Rat einstimmig angenommen 
werden. Danach würde sie wieder dem Parlament vorgelegt, damit es seine Zustimmung erteilt, und anschließend 
müsste sie von allen Mitgliedstaaten im Einklang mit ihrem jeweiligen Verfassungsrecht gebilligt werden.  

Pressemitteilung 

Ergebnisse der Konferenz zur Zukunft der EU  

Die Konferenz über die Zukunft Europas ist symbolträchtig am Europatag, dem 9. Mai 2022, und damit genau ein 
Jahr nach dem offiziellen Beginn, auf einer gemeinsamen Veranstaltung der Institutionen Europäisches Parlament, 
Kommission und Rat der EU in Straßburg zu Ende gegangen. 49 Vorschläge wurden in den vergangenen 12 Monaten 
auf der Grundlage der Beiträge der EU-Bürgerinnen und -Bürger ausgearbeitet. Ausgewählte Beispiele: Die 
europäischen Bürgerinnen und Bürger sollten ein größeres Mitspracherecht bei der Wahl des 
Kommissionspräsidenten haben; dies könnte entweder durch die Direktwahl durch ein Spitzenkandidatensystem 
erreicht werden; das Europäische Parlament sollte ein Initiativrecht im Bereich der Gesetzgebung haben. Gefordert 
werden aber auch als Konsequenz der Corona-Pandemie mehr EU-Kompetenzen bei grenzübergreifenden 
Gesundheitsproblemen. Im Herbst 2022 wird eine Feedback-Veranstaltung stattfinden, um die Bürgerinnen und 
Bürger auf den neuesten Stand zu bringen. (Siehe hierzu ausführlich EU-Informationen Aktuell vom 10. Mai 2022 
als Link). 

Sorgen über das Brexit-Abkommen – Kündigung des Nordirland-Protokolls? 

Der slowakische Vizepräsident der Kommission, Maroš Šefčovič, hat in Interviews die Sorge geäußert, das 
Vereinigte Königreich könnte einen wichtigen Teil der Brexit-Absprachen mit der EU aufkündigen. Es handelt sich 
dabei um das sogenannte Nordirland-Protokoll. Dieses sorgt dafür, dass auf der irischen Insel zwischen der Republik 
Irland und Nordirland als Teil des Vereinigten Königreichs keine harte Grenze mit Grenz- und Warenkontrollen 
entsteht. Dies war und ist ein zentraler Bestandteil des Karfreitag-Friedensabkommens, das 1998 den langjährigen 
Bürgerkrieg beendet hat. Warenkontrollen müssen daher teilweise innerhalb des Vereinigten Königreichs zwischen 
Nordirland und Großbritannien stattfinden. Hiergegen spricht sich die pro-britische Democratic Union Party (DUP) 
aus, die nach den Regionalwahlen in Nordirland letzte Woche die Aufkündigung des Abkommens zur Bedingung für 
eine Regierungsbeteiligung gemacht hat. Die DUP sieht in dem Protokoll einen ersten Schritt für eine Loslösung 
vom Vereinigten Königreich. Vizepräsident Šefčovič warnte die britische Regierung vor der Kündigung des 
Abkommens, das ein zentraler Teil der Brexit-Verträge sei. Folge der Kündigung könnte ein Handelskrieg zwischen 
der EU und dem Vereinigten Königreich sein. 

  

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220429IPR28242/parlament-neue-regeln-fur-europawahl-eu-weiter-wahlkreis-gefordert
https://futureu.europa.eu/rails/active_storage/blobs/redirect/eyJfcmFpbHMiOnsibWVzc2FnZSI6IkJBaHBBOFVjQVE9PSIsImV4cCI6bnVsbCwicHVyIjoiYmxvYl9pZCJ9fQ==--89a381d18ebc9b05db844f9a6a09cf0b1fa3235d/1255114-2_DE.pdf
https://www.europa-mv.de/serviceassistent/download?id=1647473
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2. Inneres, Bau und Digitalisierung 

Stärkung der EU-weiten Cybersicherheit und Resilienz  

Der Rat und das Europäische Parlament haben sich am 13. Mai 2022 auf eine Position zur neuen NIS2-Richtlinie, 
die die aktuelle Richtlinie über die Sicherheit von Netz- und Informationssystemen ersetzt, geeinigt. Die Richtlinie 
soll die Grundlage für Maßnahmen zum Management von Cybersicherheitsrisiken und Berichtspflichten in allen 
von der Richtlinie abgedeckten Sektoren wie Energie, Verkehr, Gesundheit und digitale Infrastruktur setzen. Sie gilt 
auch für große Teile der öffentlichen Verwaltung. Die überarbeitete Richtlinie zielt darauf ab, Unterschiede bei den 
Cybersicherheitsanforderungen und bei der Umsetzung von Cybersicherheitsmaßnahmen in verschiedenen 
Mitgliedstaaten zu beseitigen. Um dies zu erreichen, legt sie Mindestregeln für einen Regulierungsrahmen fest und 
legt Mechanismen für eine effektive Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden in jedem Mitgliedstaat 
fest. Sie aktualisiert die Liste der Sektoren und Tätigkeiten, die Cybersicherheitsverpflichtungen unterliegen, und 
sieht Rechtsbehelfe und Sanktionen vor, um die Durchsetzung sicherzustellen. 

Mit der Richtlinie wird offiziell das European Cyber Crises Liaison Organization Network, EU-CyCLONe, eingerichtet, 
das die koordinierte Bewältigung groß angelegter Cybersicherheitsvorfälle unterstützen soll. 

Alle mittleren und großen Unternehmen, die in den von der Richtlinie erfassten Sektoren tätig sind oder 
Dienstleistungen erbringen, fallen in ihren Anwendungsbereich, daneben auch die öffentliche Verwaltung auf 
zentraler und regionaler Ebene. Nicht erfasst werden dabei Bereiche wie Verteidigung oder nationale Sicherheit, 
öffentliche Sicherheit, Strafverfolgung und Justiz. 

Die geschlossene vorläufige Einigung muss im weiteren Verfahren noch vom Rat und vom Europäischen Parlament 
gebilligt werden. Dann haben die Mitgliedstaaten 21 Monate Zeit, um die Bestimmungen in nationales Recht 
umzusetzen. 

Pressemitteilung 

Neue Kompetenzen für Europol 

Am 4. Mai 2022 hat das Europäische Parlament die in den Trilogverhandlungen erzielte Einigung über die Stärkung 
des Mandats von Europol gebilligt. Europol kann dann Daten von privaten Unternehmen erhalten, um gegen 
Terrorismus oder Kinderpornographie vorzugehen. Weiterhin wird es der Agentur möglich sein, 
Forschungsprojekte durchzuführen. Die Polizeibehörde bekommt auch einen Grundrechtsbeauftragten, der deren 
Einhaltung überprüfen soll. Der EU-Datenschutzbeauftragte überwacht die Datenverarbeitung durch Europol. Die 
Verordnung muss nun vom Rat formell angenommen werden, bevor sie im Amtsblatt der EU veröffentlicht wird 
und in Kraft tritt. 

Pressemitteilung 

Vertragsverletzungsverfahren wegen Datenschutz bei der Strafverfolgung 

Die Kommission hat am 19. Mai 2022 beschlossen, ein Aufforderungsschreiben an Deutschland zu richten, weil das 
Land seinen Verpflichtungen aus der Richtlinie zum Datenschutz bei der Strafverfolgung nicht nachgekommen sei. 
Deutschland soll die Bestimmung, wonach die Datenschutzaufsichtsbehörden über wirksame Abhilfebefugnisse 
unterschiedlicher Art verfügen müssen, nicht ordnungsgemäß umgesetzt haben. Dazu gehören Warnhinweise, 
Anordnungen, um Verarbeitungsvorgänge mit den Datenschutzvorschriften in Einklang zu bringen, insbesondere 
durch die Anordnung von Berichtigungen oder Löschungen personenbezogener Daten oder Einschränkungen der 
Verarbeitung, sowie eine vorübergehende bzw. endgültige Beschränkung oder ein Verbot der Verarbeitung. Die 
Datenschutzaufsichtsbehörden müssten in der Lage sein, ihre Befugnisse gegenüber den Verantwortlichen 
und/oder den Auftragsverarbeitern auszuüben. Nach Auffassung der Kommission stelle die ordnungsgemäße 
Umsetzung der Bestimmungen über die Befugnisse der Datenschutzaufsichtsbehörden ein wesentliches Element 
für die wirksame Gewährleistung des Grundrechts auf den Schutz personenbezogener Daten dar. Deutschland hat 
nun zwei Monate Zeit, um der Kommission zu antworten und die erforderlichen Abhilfemaßnahmen zu ergreifen. 
Andernfalls kann die Kommission eine mit Gründen versehene Stellungnahme übermitteln. 

Pressemitteilung  

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/05/13/renforcer-la-cybersecurite-et-la-resilience-a-l-echelle-de-l-ue-accord-provisoire-du-conseil-et-du-parlement-europeen/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Strengthening+EU-wide+cybersecurity+and+resilience+%E2%80%93+provisional+agreement+by+the+Council+and+the+European+Parliament
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220429IPR28234/parliament-backs-giving-more-powers-to-europol-but-with-supervision
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/vertragsverletzungsverfahren-kommission-leitet-drei-fallen-rechtliche-schritte-gegen-deutschland-ein-2022-05-19_de
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Kommission veröffentlicht Schengen-Statusbericht  

Die Kommission hat am 24. Mai 2022 den ersten Schengen-Statusbericht vorgelegt. Der Bericht wird flankiert von 
einer ebenfalls veröffentlichten Strategie für ein integriertes europäisches Grenzmanagement und dem Bericht 
über die Kontrollen an den EU-Außengrenzen. Der Bericht beschäftigt sich mit der Gewährleistung systematischer 
Kontrollen aller Reisenden an den Außengrenzen, die umfassende Nutzung der verfügbaren IT-Architektur und der 
Instrumente der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit sowie die Aufhebung aller seit langem bestehenden 
Kontrollen an den Binnengrenzen. Er soll den Ausgangspunkt für den neuen jährlichen Schengen-Zyklus bilden. Der 
nächste Schritt sind die Beratungen im Schengen-Forum, gefolgt von den politischen Beratungen bei der Tagung 
des Schengen-Rates im Juni. Dieses Verfahren ist Teil der neuen Schengen-Governance, mit der die Beteiligung aller 
an der Aufrechterhaltung und Überwachung des Schengen-Raums beteiligten Akteure gefördert wird. Er gibt einen 
Überblick über den Stand der Umsetzung der Schengen-Vorschriften. Mit dem vorgelegten Strategiepapier zur 
integrierten europäischen Grenzverwaltung leitet die Kommission eine Konsultation des Europäischen Parlaments 
und des Rates deren Zukunft ein.  

Pressemitteilung 

    

https://germany.representation.ec.europa.eu/news/schengen-raum-kommission-zieht-bilanz-und-skizziert-kunftige-herausforderungen-2022-05-24_de
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3. Justiz, Verbraucherschutz und Gleichstellung 

Neue EU-Strategie zum Schutz von Kindern in der Online-Welt  

Die Kommission hat am 11. Mai 2022 eine neue europäische Strategie für ein besseres Internet für Kinder 
angenommen, um altersgerechte digitale Dienste zu verbessern und um dafür zu sorgen, dass jedes Kind im 
Internet geschützt, befähigt und geachtet wird. In den letzten zehn Jahren haben sich die digitale Technik und die 
Art und Weise, wie Kinder sie nutzen, dramatisch verändert. Die meisten Kinder nutzen ihre Smartphones täglich 
und fast doppelt so viel wie noch vor zehn Jahren. Zudem beginnt die Nutzung in einem viel jüngeren Alter. 
Moderne Geräte bieten viele Chancen und Vorteile, sie ermöglichen es Kindern, mit anderen zu interagieren, online 
zu lernen und sich unterhalten zu lassen. Aber diese Vorteile gehen auch mit Risiken einher, wie den Gefahren von 
Desinformation, Cybermobbing oder schädlichen und illegalen Inhalten, vor denen Kinder geschützt werden 
müssen. Die neue europäische Strategie für ein besseres Internet für Kinder zielt auf barrierefrei zugängliche, 
altersgerechte und informative Online-Inhalte und -Dienste ab, die dem Wohl der Kinder dienen und ihren 
Interessen entsprechen.  

Pressemitteilung 

Vorschlag zur Bekämpfung sexuellen Missbrauchs von Kindern 

Die Kommission schlug weiterhin am 11. Mai 2022 eine Verordnung zur Prävention und Bekämpfung des sexuellen 
Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern vor. Anbieter von Online-Diensten müssen das Risiko, dass 
ihre Dienste missbraucht werden, bewerten und mindern, online verübten sexuellen Kindesmissbrauch aufdecken 
und melden und entsprechende Inhalte entfernen. Ein neues EU-Zentrum soll die Diensteanbieter in ihren 
Bemühungen unterstützen und Fachwissen im Bereich der Missbrauchsprävention und Opferhilfe bündeln. Der 
neue Vorschlag soll dazu beitragen, Kinder vor fortgeführtem Missbrauch zu bewahren, das Wiederauftauchen von 
Material zu verhindern und die Täter vor Gericht zu bringen. Dabei sollen die Anbieter auf Anordnung die 
Kommunikation Ihrer Nutzerinnen und Nutzer kontrollieren. Im weiteren Verfahren muss diese vom Europäischen 
Parlament und dem Rat angenommen werden.  

Pressemitteilung  

Eurojust soll Beweise für Kriegsverbrechen sammeln 

Der Rat hat am 25. Mai 2022 nach der Zustimmung des Europäischen Parlamentes die Verordnung angenommen, 
die Eurojust die rechtliche Möglichkeit geben soll, Beweise für Kriegsverbrechen zu sammeln, aufzubewahren und 
auszutauschen. Der Grund für die Änderung der Verordnung ist, dass es aufgrund der anhaltenden 
Kampfhandlungen schwierig sei, Beweismittel in der Ukraine sicher aufzubewahren. Schon seit März unterstützt 
Eurojust eine gemeinsame Ermittlungsgruppe der EU, die sich mit möglichen Kriegsverbrechen in der Ukraine 
befasst.  

Die neuen Vorschriften sollen es Eurojust ermöglichen, 

 Beweise für Kriegsverbrechen, einschließlich Satellitenbildern, Fotos, Videos, Tonaufzeichnungen, DNA-

Profilen und Fingerabdrücken, zu speichern und zu sichern, 

 diese Beweismittel in enger Zusammenarbeit mit Europol zu verarbeiten und zu analysieren und sie an 

die zuständigen nationalen und internationalen Behörden, einschließlich des Internationalen 

Strafgerichtshofs, weiterzugeben. 

Die Verordnung ist am 31. Mai 2022 im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht worden. 

Pressemitteilung 

Richtlinienvorschlag über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen für Verbraucher 

Die Kommission hat am 11. Mai 2022 eine Reform der geltenden EU-Vorschriften über den Fernabsatz von 
Finanzdienstleistungen für Verbraucher vorgeschlagen. Der Richtlinienvorschlag soll die Verbraucherrechte stärken 
und die grenzüberschreitende Erbringung von Finanzdienstleistungen im Binnenmarkt fördern. Dazu möchte die 
Kommission die Wahrnehmung des 14-tägigen Widerrufsrechts erleichtern, indem bei Fernabsatzverträgen für 
Finanzdienstleistungen Unternehmer eine Schaltfläche für den Widerruf bereitstellen müssen. Auch werden die 

https://germany.representation.ec.europa.eu/news/neue-eu-strategie-starkt-sicherheit-von-kindern-im-internet-2022-05-11_de
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/eu-kommission-will-kinder-besser-vor-sexuellem-missbrauch-schutzen-2022-05-11_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32022R0838&from=EN
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2022/05/25/eurojust-le-conseil-adopte-de-nouvelles-regles-permettant-a-l-agence-de-conserver-des-preuves-de-crimes-de-guerre/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Eurojust%3a+Council+adopts+new+rules+allowing+the+agency+to+preserve+evidence+of+war+crimes
https://ec.europa.eu/info/files/proposal-amending-rules-concerning-financial-services-contracts-concluded-distance_en
https://ec.europa.eu/info/files/proposal-amending-rules-concerning-financial-services-contracts-concluded-distance_en
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Informationspflichten für Unternehmen konkretisiert. Der Vorschlag soll die Unternehmer verpflichten, bei der 
Nutzung von Online-Tools wie Robo-Advice oder Chatboxen angemessene Erklärungen bereitzustellen. Die 
Vorschriften sollen die Verbraucher auch in die Lage versetzen, menschliches Eingreifen zu verlangen, wenn die 
Interaktion mit solchen Online-Tools nicht vollständig zufriedenstellend ist. Bei grenzüberschreitenden Verstößen 
sollen für im Fernabsatz geschlossene Finanzdienstleistungsverträge Sanktionen gelten, die im Höchstmaß 
mindestens 4% des Jahresumsatzes betragen. Im weiteren Verfahren muss der Vorschlag vom Rat und im 
Europäischen Parlament angenommen werden. 

Pressemitteilung 

EU-Justizbarometer 2022 veröffentlicht 

Die Kommission hat am 19. Mai 2022 das EU-Justizbarometer 2022 veröffentlicht, das einen vergleichenden 

Überblick über Effizienz, Qualität und Unabhängigkeit der Justizsysteme in allen EU-Mitgliedstaaten geben soll. Seit 

dem letzten Jahr ist die von der breiten Öffentlichkeit wahrgenommene Unabhängigkeit der Justiz in mehr als der 

Hälfte der Mitgliedstaaten zurückgegangen. Bei der Digitalisierung der Justizsysteme bestehe weiterhin Spielraum 

für Verbesserungen, hier sollen die Mitgliedstaaten die Reformen zur Modernisierung beschleunigen. Im EU-

Justizbarometer 2022 wird erstmals eine Bestandsaufnahme der bestehenden Regelungen zur Unterstützung von 

Menschen mit Behinderungen beim gleichberechtigten Zugang zur Justiz vorgenommen. Wenngleich alle 

Mitgliedstaaten zumindest einige (verfahrenstechnische) Vorkehrungen getroffen haben, so bietet nur die Hälfte 

der Mitgliedstaaten auch Brailleschrift oder Gebärdensprache auf Anfrage an. Die im EU-Justizbarometer 

enthaltenen Angaben tragen zum Monitoring im Rahmen des Europäischen Mechanismus zur Wahrung der 

Rechtsstaatlichkeit bei und fließen in den Rechtsstaatlichkeitsbericht 2022 der Kommission ein. 

Pressemitteilung 

 

  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_2979
https://ec.europa.eu/info/files/eu-justice-scoreboard-2022_en
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/eu-justizbarometer-2022-offentliche-wahrnehmung-der-unabhangigkeit-der-justiz-hat-sich-2022-05-19_de
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4. Finanzen 

Kommission startet Konsultation zur Überarbeitung der EU-Regeln für Zahlungsdienste 

Die EU-Kommission will die geltenden EU-Zahlungsdienstevorschriften überprüfen. Mit einer am 10. Mai 2022 
eingeleiteten öffentlichen Konsultation können interessierte Kreise ihre Meinungen dazu kundtun, ob die 
überarbeitete Zahlungsdiensterichtlinie („PSD2“) ihre Ziele erreicht hat und ob Änderungen erforderlich sind. Die 
Richtlinie ist die Grundlage für die Zahlungsvorschriften in der EU und enthält Vorschriften, um Online-
Zahlungsdienste einfacher und sicherer zu machen, innovative Zahlungsdienste zu fördern, die Rechte der Nutzer 
zu stärken und sie vor Betrug und Missbrauch zu schützen. Die öffentliche Konsultation läuft für 12 Wochen. 

Wie in der EU-Strategie für den Massenzahlungsverkehr vom September 2020 angekündigt, wird die Kommission 
in diesem Jahr über die Anwendung und die Auswirkungen der PSD2 berichten. Mit der Konsultation sollen 
Stellungnahmen dazu eingeholt werden, ob die Richtlinie ihre Ziele erreicht hat und ob Änderungen erforderlich 
sind, um sicherzustellen, dass ihre Vorschriften weiterhin relevant bleiben. 

Die Kommission bittet auch um Meinungen zum weiter gefassten Konzept des „offenen Finanzwesens“, das eine 
Reihe von Finanzdienstleistungen wie Wertpapieranlagen, Altersvorsorge und Versicherungen umfassen könnte. 
Das datengesteuerte Finanzwesen ist eine der Prioritäten der Kommissionsstrategie für das digitale Finanzwesen, 
in der ein Vorschlag für einen Rahmen für das offene Finanzwesen angekündigt wurde. 

In der Mitteilung zur Kapitalmarktunion vom November 2021 wurde angekündigt, dass diese Arbeiten als Teil des 
europäischen Finanzdatenraums beschleunigt werden sollen. Im breiteren Rahmen der Datenstrategie für Europa 
besteht das Ziel darin, die Datenwirtschaft für die EU-Kapitalmärkte, Verbraucher und Unternehmen optimal zu 
nutzen. 

Pressemitteilung 

Europäisches Semester: Stabilitäts- und Wachstumspakt soll weiterhin ausgesetzt bleiben 

Die Europäische Kommission hat am 23. Mai 2021 mit dem Frühjahrspaket des Europäischen Semesters ihre 
Empfehlungen für die Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten vorgelegt. Aufgrund der Abwärtsrisiken wegen des 
Kriegs in der Ukraine, den Energiepreissteigerungen und der Störungen der Lieferkette soll der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt nach Auffassung der Kommission noch bis Ende 2023 ausgesetzt bleiben.  

Laut der Frühjahrsprognose 2022 dürfte die EU-Wirtschaft in den Jahren 2022 und 2023 weiter wachsen. Zwar 
erweist sich die EU-Wirtschaft nach wie vor als resilient, aber Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine hat ein 
neues Umfeld geschaffen, das die bestehenden Wachstumshemmer gestärkt hat. Daraus erwachsen auch 
erhebliche Herausforderungen für die Volkswirtschaften der EU im Zusammenhang mit der 
Energieversorgungssicherheit und der Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen aus Russland.  

Die Kommission ist der Auffassung, dass die Bedingungen für die Beibehaltung der allgemeinen Ausweichklausel 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts im Jahr 2023 und für ihre Deaktivierung ab 2024 erfüllt sind. Die erhöhte 
Unsicherheit und die erheblichen Abwärtsrisiken, die in Bezug auf die Wirtschaftsaussichten im Zusammenhang mit 
dem Krieg in der Ukraine bestehen, die beispiellosen Energiepreissteigerungen und die anhaltenden Störungen der 
Lieferkette rechtfertigen die Verlängerung der allgemeinen Ausweichklausel bis 2023. Durch die fortgesetzte 
Aktivierung der allgemeinen Ausweichklausel im Jahr 2023 soll der nationalen Finanzpolitik der nötige Spielraum 
geben, um bei Bedarf umgehend reagieren zu können. Nach der Sommerpause wird die Kommission rechtzeitig für 
2023 Leitlinien für mögliche Änderungen am Rahmen für die wirtschaftspolitische Steuerung vorlegen. 

Deutschland dürfte im Jahr 2022 einen unterstützenden finanzpolitischen Kurs einschlagen. Deutschland sieht 
weiterhin Unterstützungsmaßnahmen zur Förderung der Erholung vor und beabsichtigt, zusätzliche Investitionen 
mithilfe der Aufbau und Resilienzfazilität (ARF) zu finanzieren. Deutschland plant außerdem, national finanzierte 
Investitionen aufrechtzuerhalten. 

Pressemitteilung 

Richtlinienvorschlag über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen für Verbraucher 

Siehe unter Justiz.  

https://germany.representation.ec.europa.eu/news/eu-kommission-startet-offentliche-konsultation-zur-uberarbeitung-der-eu-regeln-fur-zahlungsdienste-2022-05-10_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_3070
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_3182
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5. Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus, Arbeit, Energie  

Kommission legt den REPowerEU Plan vor 

Die Europäische Kommission hat am 18. Mai 2022 den REPowerEU-Plan vorgestellt, ihre Antwort auf die durch den 
Einmarsch Russlands in die Ukraine verursachten Schwierigkeiten und die Störung des globalen Energiemarktes.  

Die Fazilität für Konjunkturbelebung und Widerstandsfähigkeit (RRF) soll die koordinierte Planung und Finanzierung 
von grenzüberschreitenden und nationalen Infrastrukturen sowie von Energieprojekten und –reformen 
unterstützen. Dazu sollen auch 7,5% des Budgets für Kohäsionspolitik herangezogen werden.  

Mit dem Plan verfolgt die Kommission zwei Hauptziele: die Abhängigkeit der EU von russischen fossilen 
Brennstoffen zu beenden, die als wirtschaftliche und politische Waffe eingesetzt werden und die europäischen 
Steuerzahler jährlich fast 100 Mrd. Euro pro Jahr kosten und die Klimakrise zu bewältigen. REPowerEU soll die 
Antwort auf die Härten und die Störung des globalen Energiemarktes sein, die durch den Einmarsch Russlands in 
der Ukraine verursacht wurden. Die vorgeschlagenen Maßnahmen konzentrieren sich auf mehrere Bereiche: 
Energieeinsparung, Diversifizierung von Lieferungen, Beschleunigung des Ausbaus erneuerbarer Energien und 
Verringerung des Verbrauchs fossiler Brennstoffe in Industrie und Verkehr 

REPowerEU 
REPowerEU Communication 
Annexes to REPowerEU Communication 
EU Save Energy Communication 
EU External Energy Engagement Strategy 
EU Solar Strategy 
Amendments to Renewable Energy, Energy Performance of Buildings and Energy Efficiency Directives 
Recommendation on permitting procedures and Power Purchase Agreements 
Regulation establishing the Recovery and Resilience Facility 
Proposal for a Regulation on REPowerEU chapters in recovery and resilience plans 
Guidance on recovery and resilience plans in the context of REPowerEU 
Q&A Memo on REPowerEU 
REPowerEU video 

Staatliche Beihilfen: Kommission wird Befristeten COVID-19-Rahmen auslaufen lassen 

Die Kommission hat am 12. Mai 2022 beschlossen, den Befristeten COVID-19-Rahmen für staatliche Beihilfen nicht 
über den 30. Juni 2022 hinaus zu verlängern. Nur die Investitionsförderungs- und Solvenzhilfemaßnahmen werden 
bis zum 31. Dezember 2022 bzw. bis zum 31. Dezember 2023 laufen. Der Befristete COVID-19-Rahmen hat es den 
Mitgliedstaten ermöglicht, mehr Möglichkeiten zur Förderung der Erforschung, Erprobung und Herstellung von 
Produkten zur Bekämpfung von COVID-19 zu schaffen, Arbeitsplätze zu erhalten und die Wirtschaft zu stützen.  

Bis Mitte Mai 2022 hat die Kommission im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie mehr als 1.300 Beschlüsse 
erlassen, mit denen fast 950 nationale Maßnahmen im Gesamtumfang von schätzungsweise über 3 Bio. Euro 
genehmigt wurden. Alle bisher genehmigten Beihilfen waren erforderlich und angemessen. Selbstverständlich 
weicht der Umfang der von den Mitgliedstaaten angemeldeten und von der Kommission genehmigten Beihilfen 
von der Höhe der tatsächlich gewährten Beihilfen ab. Aus den von den Mitgliedstaaten übermittelten Daten geht 
hervor, dass von den zwischen Mitte März 2020 und Ende Juni 2021 genehmigten Beihilfemitteln von über 
3 Bio. Euro nur etwa 730 Mrd. Euro ausgezahlt wurden. 

Pressemitteilung 

Erzeugung von Wasserstoff - Treffen der Elektrolyseur-Hersteller mit Kommissar Breton 

Am 5. Mai 2022 trafen sich Binnenmarktkommissar Thierry Breton und die europäischen Elektrolyseur-Hersteller 
in Brüssel, um zu erörtern, wie die Kapazitäten der Industrie für die Herstellung von Elektrolyseuren zur Erzeugung 
von sauberem Wasserstoff gesteigert werden können. Der Kommissar und 20 Vorstandsvorsitzende der Industrie 
(s. Anl. u.a. Bosch und Siemens Energy) unterzeichneten eine gemeinsame Erklärung (Joint Declaration), in der sich 
die Industrie verpflichtet, ihre Produktionskapazitäten für Elektrolyseure bis 2025 zu verzehnfachen. Dies wird die 
jährliche EU-Produktion von 10 Millionen Tonnen erneuerbarem Wasserstoff bis 2030 ermöglichen, die als Ziel in 
der REPowerEU-Mitteilung (REPowerEU Communication) vom März 2022 festgelegt wurde. Ziel: Verbesserung der 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_22_3131
https://energy.ec.europa.eu/communication-repowereu-plan-com2022230_en
https://energy.ec.europa.eu/annexes-repowereu-plan_en
https://energy.ec.europa.eu/communication-eu-save-energy-com2022240_en
https://energy.ec.europa.eu/joint-communication-eu-external-energy-engagement-join202223_en
https://energy.ec.europa.eu/communication-eu-solar-strategy-com2022149_en
https://energy.ec.europa.eu/proposal-amend-directive-res-promotion-and-epbd-com2022222_en
https://energy.ec.europa.eu/recommendation-speeding-permit-granting-and-ppas-com20223219_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32021R0241
https://ec.europa.eu/info/files/proposal-regulation-european-parliament-and-council-amending-regulation-eu-2021-241-regards-repowereu-chapters-recovery-and-resilience-plans-and-amending-regulation-2021-1060-2021-2115-2003-87-ec-2015-1814_en
https://ec.europa.eu/info/files/commission-notice-guidance-recovery-and-resilience-plans-context-repowereu_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/qanda_22_3132
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/video/I-225403
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/staatliche-beihilfen-kommission-wird-befristeten-covid-19-rahmen-auslaufen-lassen-2022-05-12_de
https://ec.europa.eu/docsroom/documents/50014
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_22_1511
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nachhaltigen und sicheren Energieversorgung Europas und Verringerung der Abhängigkeit der EU von russischem 
Gas. Die Gemeinsame Erklärung enthält  

 das von den Elektrolyseur-Herstellern in Europa vereinbarte Ziel, ihre Produktionskapazität um das Zehnfache 
auf 17,5 GW pro Jahr zu steigern.  

 Maßnahmen der Kommission zur Schaffung eines unterstützenden Rechtsrahmens, zur Erleichterung des 
Zugangs zu Finanzmitteln und zur Förderung effizienter Lieferketten.  
Dazu gehören: 

- Sicherstellung, dass die Vorschriften für die Produktion von erneuerbarem Wasserstoff einen schnellen 
und erschwinglichen Aufbau des Marktes für erneuerbaren Wasserstoff und seine Produktion in Europa 
unterstützen; 

- Verabschiedung einer Empfehlung und eines Legislativvorschlags zur beschleunigten Genehmigung von 
Projekten im Bereich der erneuerbaren Energien, einschließlich erneuerbaren Wasserstoffs; 

- Prüfung der Notifizierung staatlicher Beihilfen für Wasserstoffprojekte als vorrangige Aufgabe; 
- Verpflichtung der Hersteller von Elektrolyseuren, sich nur mit qualitativ hochwertigen Projektvorschlägen 

zu bewerben, die vollständig mit den Klimazielen und den Zielen von REPowerEU übereinstimmen; 
- Zusammenarbeit mit der EIB, um die Finanzierung von Projekten zur Herstellung und zum Einsatz von 

Elektrolyseuren zu erleichtern; 
- Einrichtung einer "Elektrolyseur-Partnerschaft", die Hersteller von Elektrolyseuren und Lieferanten von 

Komponenten und Materialien innerhalb der bestehenden Strukturen der Europäischen Allianz für 
sauberen Wasserstoff zusammenbringt; 

- Gemeinsame Verpflichtung zur Integration der Wertschöpfungskette, zur Diversifizierung und zur 
Bekämpfung der Abhängigkeit von wichtigen Rohstoffen und Chemikalien im Rahmen der 
Industriestrategie der EU. 

Die vereinbarten Maßnahmen sollen den Weg für die Groß- Produktion von sauberem Wasserstoff in Europa ebnen. 
Dies soll die Dekarbonisierung von ansonsten schwer abbaubaren Industriesektoren und Verkehrsanwendungen im 
Einklang mit den Fit-for-55-Zielen ermöglichen und russisches Gas ersetzen.  

Wasserstoff-Allianz 

Sonderbericht des EuRH zur Internationalisierung von KMU  

Am 17. Mai 2022 hat der Europäische Rechnungshof (EuRH) einen Sonderbericht vorgelegt, im dem die EU-
Instrumente zur Förderung der Internationalisierung von KMU untersucht werden. Der Bericht kommt zu dem 
Schluss, dass die Europäische Kommission zwar die größten Hindernisse für die Internationalisierung kleiner und 
mittlerer Unternehmen (KMU) in der EU identifiziert und zahlreiche Maßnahmen ergriffen hat, um diesen 
Unternehmen zu helfen, ihre Geschäftstätigkeit auf internationale Märkte inner- wie außerhalb der EU 
auszuweiten. Allerdings seien diese Maßnahmen manchmal nicht in sich schlüssig und nicht bekannt genug, und 
die Kommission koordiniere sie nicht immer ausreichend mit den Förderprogrammen der Mitgliedstaaten. Das 
„Enterprise Europe Network", eine Leitinitiative der Kommission zur Unterstützung von KMU, die auf internationale 
Märkte streben, müsse Nicht-EU-Länder besser abdecken. Auch bei „Startup Europe", einer kleineren Initiative 
speziell für High-Tech-Start-ups, müsse die Arbeit langfristiger angelegt werden.  

Pressemitteilung  

Kommission stellt Frühjahrsprognose 2022 vor  

Am 16. Mai 2022 hat die Kommission ihre Frühjahrsprognose 2022 vorgelegt. Darin korrigiert die Kommission die 
Wachstumsaussichten für die EU deutlich nach unten und die Inflationsprognose nach oben. Demnach dürfte die 
EU-Wirtschaft 2022 sowohl in der EU als auch im Euro-Währungsgebiet um 2,7 % (Winterprognose: 4,0 %) und im 
Jahr 2023 um 2,3 % (Sommerprognose: 2,8 % bzw. 2,7 % für den Euroraum) wachsen. Auch für die deutsche 
Wirtschaft wurde die Prognose deutlich korrigiert. Die KOM geht für dieses Jahr nur noch von 1,6 % Wachstum aus 
(letzte Winterprognose: 3,6 %) und für nächstes Jahr von 2,4 % (Winterprognose: 2,6 %). Die weiteren 
Entwicklungsaussichten werden gemäß der Kommission wesentlich vom Kriegsverlauf und insbesondere von den 
damit verbundenen Auswirkungen auf die Energiemärkte beeinflusst. Andere Faktoren scheinen positiver, wie z.B. 
die Arbeitslosenquote, welche in der EU auf 6,7 % in diesem Jahr bzw. 6,5 % im Jahr 2023 zurückgehen soll. Im 
Euroraum wird eine geringfügig höhere Arbeitslosigkeit von 7,3 % bzw. 7,0 % in den Jahren 2022 und 2023 erwartet. 
Ob der Rückgang der Arbeitslosigkeit auf robuste wirtschaftliche Entwicklung oder eventuellen Fachkräftemangel 
hindeutet, lässt die Kommission offen.  

https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/european-industrial-strategy_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21_3541
https://ec.europa.eu/growth/industry/strategy/industrial-alliances/european-clean-hydrogen-alliance_en
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/INSR22_07/INSR_Internationalisation-SMEs_DE.pdf
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Die Inflation im Euro-Währungsgebiet dürfte nach der Prognose 2022 im Euroraum auf 6,1 % klettern 
(Winterprognose: 3,5 %), die dann 2023 auf 2,7 % sinken soll (Winterprognose: 1,7 %). In der gesamten EU wird die 
Inflation voraussichtlich auf 6,8 % im Jahr 2022 steigen und dann im Jahr 2023 auf 3,2 % sinken. Für die Jahre 2022 
und 2023 wird sowohl in der EU als auch im Euro-Währungsgebiet eine durchschnittliche Kerninflation von über 3 
% erwartet  

Im Hinblick auf die Konsolidierung der öffentlichen Finanzen geht die KOM davon aus, dass die öffentlichen Defizite 
und die öffentliche Verschuldung weiter zurückgehen werden, da die befristeten COVID-19-
Unterstützungsmaßnahmen nach und nach zurückgefahren werden. Nachdem das gesamtwirtschaftliche Defizit 
der EU 2021 4,7 % des BIP betrug, soll es 2022 3,6 % betragen und 2023 weiter auf 2,5 % zurückgehen. Ferner soll 
nach einem historischen Höchststand von fast 92 % des BIP im Jahr 2020 (fast 100 % im Euroraum) und rund 90 % 
im Jahr 2021 (97 % im Euroraum) die Gesamtschuldenquote der EU im Jahr 2022 auf rund 87 % und im Jahr 2023 
auf 85 % (95 % bzw. 93 % im Euroraum) zurückgehen. Damit würde sie weiterhin über dem Niveau vor der COVID-
19-Krise bleiben.  

Grundsätzlich verlangen die EU-Fiskalregeln des Stabilitäts- und Wachstumspaktes, dass EU-Länder nicht mehr als 
60 % des BIP an Schulden aufnehmen und Haushaltsdefizite maximal 3 % betragen dürfen. Wegen der Covid19-
Pandemie ist die allgemeine Ausweichklausel des Paktes jedoch bis mindestens 2023 aktiviert.  

Pressemitteilung der KOM  

Frühjahrsprognose 2022 

Einigung zur Gasspeicherverordnung  

Rat und Parlament haben am 19. Mai 2022 eine vorläufige Einigung zur Gasspeicherverordnung getroffen. Ziel der 
Verordnung ist die Sicherstellung ausreichender Erdgasvorräte im Fall eines russischen Gasembargos. Die Einigung 
sieht vor, dass die unterirdischen Gasspeicher der Mitgliedstaaten vor dem nächsten Winter um mindestens 80 %, 
im darauffolgenden Winter zu 90 % gefüllt sein sollen. Das gesamteuropäische Ziel beträgt 85 %. Damit 
unverhältnismäßige Auswirkungen auf Länder mit größeren Speichern vermieden werden, soll die Füllverpflichtung 
auf ein Volumen von 35 % des jährlichen Gasverbrauchs der Mitgliedsländer in den letzten fünf Jahren begrenzt 
werden. Länder ohne eigene Speicheranlagen sollen Zugang zu den Gasspeicherreserven in anderen EU-
Mitgliedsländern erhalten. Für eine gerechte Verteilung der finanziellen Belastung der Mitgliedstaaten infolge der 
Befüllungsverpflichtungen sollen die Länder ohne unterirdische Speicheranlagen Speicherkapazitäten im Umfang 
von 15 % ihres jährlichen Gasverbrauchs in den vergangenen fünf Jahren nutzen. Alternativ können die 
Mitgliedstaaten einen eigenen Lastenteilungsmechanismus einrichten. Die vorläufige Einigung sieht ferner vor, dass 
die Mitgliedstaaten ihre Bestände an Flüssigerdgas oder alternativen Brennstoffen teilweise auf das 90- %-Ziel ab 
nächstes Jahr anrechnen können. Rat und Parlament müssen das Abkommen noch förmlich annehmen.  

Pressemitteilung 

  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_3070
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/economic-performance-and-forecasts/economic-forecasts/spring-2022-economic-forecast_de
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/05/19/gas-storage-council-and-parliament-reach-a-provisional-agreement/
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6. Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume, Umwelt 

Rat für Landwirtschaft fordert Impfstrategie für Geflügel 

Am 24. Mai 2022 fand der Rat für Landwirtschaft und Fischerei statt, um über die Ausbreitung der hoch pathogenen 
Aviären Influenza (Vogelgrippe) und einen strategischen Ansatz zur Entwicklung einer Impfstrategie zu beraten. Der 
Rat nahm Schlussfolgerungen über eine Impfstrategie als zusätzliches Instrument zu den derzeitigen Maßnahmen 
zur Vorbeugung und Bekämpfung der Krankheit an. Diese stelle ein Risiko für die öffentliche Gesundheit dar und 
beeinträchtigt die Tiergesundheit und das Tierwohl, was schwerwiegende wirtschaftliche Folgen für die betroffenen 
Geflügelsektoren hat. 

Daneben führten die Ministerinnen und Minister einen Gedankenaustausch über die Situation auf den 
Agrarmärkten angesichts der Lage in der Ukraine. Die Invasion in die Ukraine hat zu erheblichen Störungen auf den 
globalen Agrarmärkten geführt, wodurch Agrarerzeugnisse und für die landwirtschaftliche Produktion benötigte 
Produkte wie Energie und Düngemittel unter Druck geraten. Trotz der dadurch entstandenen zusätzlichen 
Unsicherheit für die Märkte verfügt die EU über einen beträchtlichen Handelsüberschuss im Agrar- und 
Lebensmittelsektor und kann sich mit Lebensmitteln weitgehend selbst versorgen. Hohe Marktpreise und die 
Inflationsentwicklung haben jedoch Besorgnis hinsichtlich der Erschwinglichkeit hervorgerufen, wobei die 
Lebensmittelpreise das Hauptproblem darstellen. Ziel eines Aktionsplans ist, die Blockade der ukrainischen 
Schwarzmeerhäfen durch Russland zu überwinden und sicherzustellen, dass die Ukraine voll in die Weltagrarmärkte 
integriert bleibt und weiterhin zur globalen Ernährungssicherheit beiträgt. Alternative Transportwege und 
Versorgungsketten zwischen der EU und der Ukraine sollen der Ukraine ermöglichen, landwirtschaftliche Produkte 
zu exportieren und Lagerkapazitäten in der Ukraine frei zu machen.  

Die Minister führten einen Meinungsaustausch über die Vorbereitung der 12. Ministerkonferenz der 
Welthandelsorganisation, die vom 12. bis 15. Juni 2022 in Genf stattfinden wird. 

Pressemitteilung 

Kommission will Landwirte entlasten 

Die Kommission hat am 20. Mai 2022 vorgeschlagen, dass Landwirte und Unternehmen der Agrar- und 
Ernährungswirtschaft, die von einem erheblichen Anstieg der Betriebsmittelkosten betroffen sind, eine 
Einmalzahlung aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums bekommen 
könnten. Die Kommission verstärkt zudem die Überwachung der wichtigsten Agrarmärkte, die von Russlands 
Einmarsch in der Ukraine betroffen sind. Die Mitgliedstaaten sollen der Kommission monatlich die Höhe der Vorräte 
an Getreide, Ölsaaten, Reis und zertifiziertem Saatgut für diese Erzeugnisse mitteilen. 

Sobald diese Maßnahme von den beiden gesetzgebenden Organen angenommen ist, haben die Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit zu beschließen, die verfügbaren Mittel in Höhe von bis zu 5 % ihres ELER-Haushalts für die Jahre 2021-
2022 für direkte Einkommensbeihilfen für Landwirte und KMU zu verwenden, die in der Verarbeitung, Vermarktung 
oder Entwicklung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen tätig sind. Dies entspricht einem potenziellen Budget von 
1,4 Mrd. € in der EU.  

Ausgewählte Landwirte und KMU könnten bis zu 15.000 € bzw. 100.000 € erhalten, wenn Mittel zur Verfügung 
stehen. Die Zahlungen sollen bis zum 15. Oktober 2023 erfolgen. Um von dieser außerordentlichen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, müssen die Mitgliedstaaten eine Änderung ihrer Entwicklungsprogramme für den ländlichen 
Raum vorlegen, die diese neue Maßnahme einführt. In Mecklenburg-Vorpommern sind aber die verfügbaren Mittel 
des ELER 2014-2022 vollständig verplant. Freie Mittel für die befristete Sonderunterstützung stehen derzeit nicht 
zur Verfügung.  

Pressemitteilung 

Verkehrswege („Solidaritätskorridore“) zur Erleichterung des Agrarexports der Ukraine  

Im Rahmen der Solidarität der EU mit der Ukraine hat die Kommission am 18. Mai 2022 eine Reihe von Maßnahmen 
vorgelegt, mit denen die Ukraine bei der Ausfuhr ihrer landwirtschaftlichen Erzeugnisse unterstützt werden soll. 
Nach dem Überfall Russlands auf die Ukraine und der Blockade ukrainischer Häfen können ukrainisches Getreide 
und andere landwirtschaftliche Erzeugnisse ihre Bestimmungsorte nicht mehr erreichen. Die Lage gefährdet die 
weltweite Ernährungssicherheit, und es ist dringend erforderlich, alternative Logistikrouten unter Nutzung aller 
relevanten Verkehrsträger einzurichten. Hierbei geht es um Zusätzliche Güterwagen, Schiffe und 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/05/24/council-approves-conclusions-on-a-strategic-approach-for-the-development-of-vaccination-as-a-complementary-tool-for-the-prevention-and-control-of-highly-pathogenic-avian-influenza-hpai/
https://www.consilium.europa.eu/en/meetings/agrifish/2022/05/24/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Agriculture+and+Fisheries+Council
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/eu-unterstutzt-landwirte-wegen-hoher-betriebsmittelkosten-mit-einmalzahlung-2022-05-20_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_3002


 

zum Inhaltsverzeichnis Seite 15 
 

 

Lastkraftwagen:  Um Angebot und Nachfrage aufeinander abzustimmen und die entsprechenden Kontakte 
herzustellen, wird die Kommission eine Logistikplattform für die Vermittlung von Kontakten einrichten und die 
Mitgliedstaaten auffordern, spezielle Kontaktstellen für „Solidaritätskorridore“ (zentrale Anlaufstelle) zu benennen. 
Kapazität der Verkehrsnetze und Umschlagterminals:  Die Kommission fordert die Marktteilnehmer ferner auf, 
dringend mobile Getreideladegeräte an die entsprechenden Grenzterminals zu überstellen, um den Umschlag zu 
beschleunigen. Lagerung von Waren im Gebiet der EU: Die Kommission wird die in der EU verfügbaren 
Lagerkapazitäten bewerten und sich mit den Mitgliedstaaten abstimmen, um mehr Kapazitäten für die 
vorübergehende Lagerung ukrainischer Ausfuhren zu sichern.  

Pressemitteilung  

Kohlenstoffabgabe importierte Waren, um das sogenannte „Carbon Leakage“ zu verhindern 

Rund 27 % der weltweiten CO₂-Emissionen aus der Kraftstoffverbrennung sind auf international gehandelte Gütern 
zurückzuführen, und die Emissionen aus EU-Einfuhren sind gestiegen, was die Klimabemühungen der EU 

unterminiert. Daher schlug die Kommission im Juli 2021 ein CO₂-Grenzausgleichssystem (Carbon Border 
Adjustment Mechanism, CBAM) vor, mit dem eine Kohlenstoffabgabe auf die Einfuhr bestimmter Waren von 

außerhalb der EU erhoben werden soll. Das CBAM ist Teil einer Reihe von Gesetzen, die im Rahmen des Pakets „Fit 
für 55 in 2030“ angepasst werden, um das Europäische Klimagesetz zu erfüllen. Dieses sieht vor, dass die 
Treibhausgasemissionen bis 2030 um mindestens 55 Prozent gegenüber dem Niveau von 1990 gesenkt werden. In 

einem am 17. Mai 2022 vom Ausschuss für Umweltfragen angenommenen Bericht fordern die Abgeordneten, das 
CO₂-Grenzausgleichssystem auf weitere Produkte auszuweiten, einschließlich Aluminium, Wasserstoff und 
Chemikalien. So sollen die so genannten indirekten Emissionen aus der bei der Herstellung verwendeten Elektrizität 
abgedeckt werden. Die Abgeordneten fordern außerdem eine schnellere Umsetzung des CO₂-
Grenzausgleichssystems ab dem 1. Januar 2023 mit einer zweijährigen Übergangsfrist sowie eine Ausweitung auf 
alle Bereiche des EU-Emissionshandelssystems bis 2030.  

Pressemitteilung 

Kommission kritisiert deutschen EU Strategieplan im Rahmen der GAP  

Der Strategieplan ist Teil einer Reform der gemeinsamen EU-Agrarpolitik, mit der die Produktion von Lebensmitteln 
umweltfreundlicher werden soll. Wie die einzelnen EU-Länder dies umsetzen, sollen sie in ihren nationalen 
Strategieplänen darlegen. Jetzt äußerte sich die Kommission deutlich zum deutschen Strategieplan: Es seien 
eindeutige Mängel festgestellt worden und in Sachen Stimmigkeit sowie Vollständigkeit seien Verbesserungen 
erforderlich, heißt es unter anderem in einer Einschätzung der Kommission. Das BNMEL hat diese auf der 
Ministeriumsseite veröffentlicht. Zielwerte des Plans müssten zudem überarbeitet und präzisiert werden. Konkret 
heißt es in dem Antwortschreiben der Kommission zu dem deutschen Plan auch, dass Deutschland angesichts der 
russischen Invasion der Ukraine genauer benennen müsse, wie etwa die Abhängigkeit von fossilen 
Brennstoffen und mineralischen Düngemitteln verringert werde. Das Ministerium erwiderte, diese Forderung sei 
"folgerichtig", da Deutschland seinen Strategieplan vor der russischen Invasion in die Ukraine eingereicht habe. 
Auch bestätigten sich nun die Befürchtungen der Umweltschützer insofern, als die Kommission davon ausgeht, dass 
der deutsche Plan nur teilweise zur Stärkung von Umweltschutz, Biodiversität und Klimaschutz etwa im Rahmen 
des Pariser Klimaabkommens beiträgt. In dem Abkommen verpflichtet sich auch Deutschland, die dauerhafte 
Erwärmung auf deutlich unter 2 und möglichst unter 1,5 Grad Celsius zu begrenzen.  

Anmerkungen der Kommission vom 20. Mai 2022   
 

  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_3002
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021PC0564
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21_3541
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21_3541
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220516IPR29647/cbam-meps-push-for-higher-ambition-in-new-carbon-leakage-instrument
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20220516IPR29647/cbam-meps-push-for-higher-ambition-in-new-carbon-leakage-instrument
https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/priorities/klimawandel/20210303STO99110/carbon-leakage-unternehmen-daran-hindern-emissionsvorschriften-zu-umgehen
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Landwirtschaft/EU-Agrarpolitik-Foerderung/eu-kom-anmerkungsschreiben-gap-strategieplan.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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7. Bildung, Jugend 

Neue EU-Strategie zum Schutz von Kindern in der Online-Welt  

Siehe unter Justiz.  

Neues Austauschprogramm für junge Jobsuchende  

Am 17. Mai 2022 teilte die KOM mit, dass die ersten Mitgliedstaaten, darunter Deutschland, ihre Zusagen zur 
Umsetzung der neuen Kommissionsinitiative ALMA (Aim, Learn, Master, Achieve – Anvisieren, Lernen, Meistern, 
Ankommen) gemacht. ALMA soll benachteiligte junge Menschen beim Zugang zum Arbeitsmarkt oder auf ihrem 
weiteren Bildungsweg unterstützen. ALMA baut die 2008 von Deutschland ins Leben gerufenen Initiative „IdA – 
Integration durch Austausch“ aus. Mehr als die Hälfte der Mitgliedstaaten plant die Einführung von ALMA in 
ihren Ländern. Derzeit  haben bereits acht Mitgliedstaaten Zusagen in Höhe von rund 270 Mio. € für ALMA im 
Rahmen ihrer Programme des Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) gemacht. Mit weiteren Zusagen wird 
gerechnet, damit junge Menschen aus ganz Europa von dieser neuen Initiative profitieren können.  
Pressemitteilung 
ALMA Initiative 

Woche der Europäischen Berufsbildung  

Die Kommission hat am 18. Mai 2022 zum sechsten Mal im Rahmen der Europäischen Woche der Beruflichen 
Bildung Auszeichnungen für außergewöhnliches Engagement in der beruflichen Aus- und Weiterbildung vergeben. 
Dieses Engagement der Interessenvertreterinnen und -vertreter der Berufsbildung soll zur Nachahmung inspirieren. 
Kernthema war in diesem Jahr der Europäische Green Deal. Deutschland war in diesem Jahr nicht unter den 
Gewinnern. 

Pressemitteilung 

Neue europäische Strategie für ein besseres Internet für Kinder – Fragen und Antworten  

Am 11. Mai 2022 hat die Kommission mitgeteilt, dass sich seit der Annahme der ersten „Europäischen Strategie für 
ein besseres Internet für Kinder“ (BIK) im Jahr 2012 die digitale Technik und die Art und Weise, wie Kinder sie 
nutzen, dramatisch verändert haben. Mit modernen Geräten können Kinder leicht mit anderen interagieren, 
Kontakte pflegen und Informationen austauschen und das oft ohne elterliche Aufsicht. Die neue europäische 
Strategie für ein besseres Internet für Kinder (BIK+) ist eine Leitinitiative im Europäischen Jahr der Jugend. Darin 
wird abgewogen zwischen dem Schutz der Kinder, z. B. vor nicht altersgerechten und vor illegalen Inhalten, und der 
Stärkung ihrer Handlungsfähigkeit durch digitale Kompetenzen.  

Pressemitteilung 

Kommission startet online Plattform zum Europäischen Jahr der Jugend  

Am 19. Mai 2022 hat die Kommission mit der neuen interaktiven 3D-Website zum Europäischen Jahr der 
Jugend eine online Plattform freigeschaltet, die jungen Europäerinnen und Europäern eine moderne Möglichkeit 
bietet, Meinungen zu äußern. Junge Menschen aus allen EU-Ländern können dort ihre persönlichen 
Zukunftswünsche in Form einer Audio-Botschaft in einer Datenbank hochladen. Im Fokus stehen alle 
Zukunftsthemen, die die Europäerinnen und Europäer bewegen: Klimawandel, Integration, Sicherheit, Bildung, und 
vieles mehr. Die neue Plattform ist ab sofort online aufrufbar. 
Webseite Europäisches Jahr der Jugend 
Seite der Kommission 

  

https://germany.representation.ec.europa.eu/news/neues-austauschprogramm-fur-junge-jobsuchende-erste-mitgliedstaaten-sagen-rund-270-millionen-euro-2022-05-17_de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=de&catId=88&eventsId=1986&furtherEvents=yes
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_3163
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/european-strategy-better-internet-children
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/european-strategy-better-internet-children
https://europa.eu/youth/year-of-youth_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/QANDA_22_2826
https://ejj2022.de/
https://ejj2022.de/
https://youthvoices.eu/#/
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8. Wissenschaft, Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten  

562 Mio. € zusätzlich für das Arbeitsprogramm Horizont Europa  2021/2022  

Am 10. Mai 2022 hat die KOM Änderungen des Arbeitsprogramms für den Zeitraum 2021-2022 von Horizont Europa 
angenommen. Dadurch werden die Mittel um knapp 562 Mio. € aufgestockt. Der Großteil dieses Geldes wird den 
fünf EU-Missionen zugutekommen. Diese Initiativen, die sich großen gesellschaftlichen Herausforderungen wie 
Krebs, der Anpassung an den Klimawandel oder der Wiederbelebung der Ozeane und Gewässer verschrieben 
haben, erhalten 507 Mio. € zusätzlich. Weitere Mittel gehen an das neue Programm MSCA4Ukraine, das ebenfalls 
am 10. Mai startete. Zudem wird die Finanzierung der Initiative WomenTechEU auf 10 Mio. € verdreifacht und mit 
den Business-Angel-Investitionen wird eine neue mit 2 Mio. € ausgestattete Förderung eingerichtet. 6 Mio. € sind 
für die Einrichtung kollaborativer Plattformen und Netzwerke für die Kultur- und Kreativbranche vorgesehen, 
jeweils 3 Mio. € für die Abschätzung der sozialen Folgen des anvisierten grünen Wandels sowie für innovative 
Lösungen für die Zukunft der Demokratie. Teil der nun beschlossenen Änderung des Arbeitsprogramms ist auch, 
dass für den aktuellen Förderzeitraum von Horizont Europa Rechtsträger aus Russland, Belarus oder in von Russland 
besetzten oder kontrollierten Gebieten der Ukraine nicht teilnahmeberechtigt sind.   

Pressemitteilung 

EU unterstützt aus der Ukraine geflüchtete Forscherinnen und Forscher mit 25 Mio.€  

Mit der am 10. Mai 2022  gestarteten Initiative MSCA4Ukraine weitet die EU die Unterstützung der aus der Ukraine 
geflüchteten Forscherinnen und Forscher weiter aus. Über die Marie-Skłodowska-Curie-Maßnahmen finanzierte 
Initiative werden insgesamt 25 Mio. € für Promotions- und Postdoc-Stipendien zur Verfügung gestellt.  
Pressemitteilung 

Neue Aufforderungen zu Mobilität und Karriereentwicklung von Forschenden  

Am 12. Mai 2022 hat die Kommission mit der Eröffnung von zwei Aufforderungen eine neue Runde von 
Finanzierungsmöglichkeiten im Rahmen der Marie-Skłodowska-Curie-Maßnahmen (MSCA) eingeleitet. Im Rahmen 
der ersten Aufforderung werden in diesem Jahr 427 Mio. Euro für die Unterstützung neuer Promotionsprogramme 
zur Verfügung gestellt, mit denen Forscherinnen und Forscher im akademischen Bereich und in anderen Sektoren, 
einschließlich Industrie und Unternehmen, ausgebildet werden (MSCA-Doktoranden-Netzwerke). Ziel ist die 
Erweiterung ihrer wissenschaftlichen und allgemeinen Kompetenzen innerhalb eines exzellenten internationalen, 
interdisziplinären und intersektoralen Forschungs- und Ausbildungsprogramms. Wichtig ist hierbei die Beteiligung 
von Einrichtungen sowohl aus dem akademischen als auch aus dem nicht akademischen Sektor. Deadline ist der 
15. November 2022. 
Kommission startet zwei neue Aufforderungen zu Mobilität und Karriereentwicklung von Forschenden (europa.eu) 

Horizont Europa – Partnerschaften  

Am 16. Mai 2022 hat die Kommission einen Bericht zu den sogenannten Partnerschaften vorgelegt, die im Rahmen 
des Forschungsrahmenprogramms Horizont Europa verfolgt werden. Dieses sind Initiativen, bei denen sich die EU 
zusammen mit privaten und/oder öffentlichen Partnern (wie der Industrie, öffentlichen Einrichtungen oder 
Stiftungen) verpflichtet, Programme für Forschungs- und Innovationstätigkeiten zu unterstützen. Der vorgelegte 
Bericht gibt einen Überblick über die neue Partnerschaftslandschaft. 
Pressemitteilung, Bericht 

Fünf Leuchtturmprojekte des Neuen Europäischen Bauhauses vorgestellt 

Am 4. Mai 2022 hat die KOM die fünf Leuchtturmprojekte vorgestellt, die als Demonstrationsprojekte mit 
Vorzeigecharakter“ dem Neuen Europäischen Bauhaus (NEB) weiteren Schwung verleihen sollen. Jedes 
ausgewählte Projekt erhält 5 Mio. €, um nachhaltigere, inklusivere und ästhetische Räume zu schaffen und den 
angestrebten Grünen Wandel erfahrbar zu machen. Finanziert werden diese Projekte aus Horizont Europa, dem 
EU-Rahmenprogramm für Forschung und Innovation. Ausgezeichnet wurde u. a. der Vorschlag NEBhourhoods, der 
darauf abzielt in München-Neuperlach ein Stadtviertel mittels eines ausgeprägten Gemeinschaftsgefühls und 
ausgedehnten Grünflächen umzugestalten und dabei bestehende Herausforderungen wie einer 
überdurchschnittlichen Arbeitslosigkeit und einem unterdurchschnittlichen Bildungsniveau zu adressieren. Im 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_2843
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_2943
https://ec.europa.eu/newsroom/representations/redirection/item/746216/de/188
https://marie-sklodowska-curie-actions.ec.europa.eu/
https://marie-sklodowska-curie-actions.ec.europa.eu/actions/doctoral-networks
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/kommission-startet-zwei-neue-aufforderungen-zu-mobilitat-und-karriereentwicklung-von-forschenden-2022-05-12_de
https://ec.europa.eu/info/news/first-report-performance-european-partnerships-under-horizon-europe-2022-may-16_en
https://ec.europa.eu/info/publications/performance-european-partnerships_en
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Projekt CULTUURCAMPUS soll in einem bisher benachteiligten Gebiet von Rotterdam ein nachhaltiges Zentrum für 
Kunst, Forschung, Lernen und Gemeinschaft aufgebaut werden. NEB-STAR widmet sich in Stavanger, Prag und 
Utrecht dem Ziel der Klimaneutralität von Städten. DESIRE adressiert in fünf Mitgliedstaaten Themen wie Inklusion, 
Kreislaufwirtschaft und Vereinbarkeit von Städten mit der Natur. EHHUR zielt darauf ab, aufzuzeigen, wie soziale 
Segregation, Energiearmut und der Verfall von entvölkerten Innenstädten bekämpft werden kann. 
Pressemitteilung 
Webseite des NEB 

Bekämpfung des illegalen Handels mit Kulturgütern  

Die Kommission hat einen Aktionsplan zur Bekämpfung des illegalen Handels mit Kulturgütern gestartet. 
Bürgerinnen und Bürger, Verbände, Behörden und alle interessierten Kreise können in einer öffentlichen 
Konsultation Vorschläge machen, wie Kulturgüter künftig besser geschützt werden können. 
Die öffentliche Konsultation läuft bis zum 15. Juli 2022 
Zur Konsultation 
 
  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_2780
https://europa.eu/new-european-bauhaus/index_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13352-Illegaler-Handel-mit-Kulturgutern-Aktionsplan-der-EU_de
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9. Soziales, Gesundheit und Sport 

Vorschlag über einen europäischen Raum für Gesundheitsdaten  

Die Kommission hat am 3. Mai 2022 eine Mitteilung und einen Verordnungsvorschlag über einen europäischen 
Raum für Gesundheitsdaten vorgelegt. Damit will sie es den Bürgerinnen und Bürgern ermöglichen, ihre 
Gesundheitsdaten EU-weit zu kontrollieren und zu nutzen und auch einen Rahmen für die Nutzung der Daten für 
Forschung, Innovation und Politikgestaltung in der EU schaffen. Dabei soll ein hoher Datenschutzstandard 
gewährleistet werden.  

Die Menschen sollen einen kostenlosen, unmittelbaren und einfachen Zugang zu den Daten in elektronischer Form 
erhalten und diese grenzüberschreitend nutzen können. Die Mitgliedstaaten sollen sicherstellen, dass 
Patientenkurzakten, elektronische Verschreibungen, Bilddaten und Bildberichte, Laborergebnisse und 
Entlassungsberichte in einem gemeinsamen europäischen Format erstellt und akzeptiert werden. Die Hersteller 
von Systemen für elektronische Patientenakten müssen die Einhaltung Sicherheitsstandards zertifizieren. Um 
sicherzustellen, dass die Rechte der Bürgerinnen und Bürger gewahrt bleiben, sollen alle Mitgliedstaaten digitale 
Gesundheitsbehörden benennen. Der europäische Raum für Gesundheitsdaten soll auch einen Rechtsrahmen für 
die Verwendung von Gesundheitsdaten für Forschung, Innovation, Gesundheitswesen, Politikgestaltung und 
Regulierungszwecke schaffen.  

Der Vorschlag muss im weiteren Verfahren vom Rat und Europäischen Parlament angenommen werden. 

Pressemitteilung 

 

  

https://germany.representation.ec.europa.eu/news/europaische-gesundheitsunion-kommission-bringt-europaischen-raum-fur-gesundheitsdaten-auf-den-weg-2022-05-03_de
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10. Medien 

Neue EU-Strategie zum Schutz von Kindern in der Online-Welt  

Siehe unter Justiz.  
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11. Meerespolitik, Ostsee, grenzüberschreitende Zusammenarbeit  

Außenminister und hochrangige Vertreter treffen sich in Norwegen zu Ministersitzungen des 
Ostseerates (CBSS) 

Am 24. und 25. Mai 2022 trafen sich die Außenminister und andere hochrangige Vertreter des Ostseeraums in 
Kristiansand, Norwegen. Es ist die erste Ministertagung seit neun Jahren. Organisator der Veranstaltung ist 
Norwegen, das derzeit den Vorsitz des Ostseerates innehat. Deutschland übernimmt am 1. Juli 2022 den Vorsitz 
von Norwegen für ein Jahr. 

Die Ostseerat-Mitgliedstaaten Dänemark, Estland, Finnland, Deutschland, Island, Lettland, Litauen, Norwegen, 
Polen und Schweden sowie die Europäische Union nahmen teil. Russland wurde Anfang März wegen des 
Angriffskriegs in der Ukraine aus dem Ostseerat suspendiert und erklärte am 17. Mai 2022 seinen Rückzug aus dem 
Rat. Es ist das erste Treffen des Ostseerates nach dem Ausschluss und Austritt Russlands aus dem Gremium. 

Im Mittelpunkt der Gespräche stand die Sicherheitslage im Ostseeraum infolge des russischen Angriffskriegs in der 
Ukraine. So wurde die Gültigkeit der Erklärung von Vilnius II, die am 1. Juni 2021 angenommen wurde, bekräftigt. 

Die Erklärung von Vilnius II enthält eine Vision für den Ostseeraum, die bis 2030 erreicht werden soll. Besondere 
Schwerpunkte liegen dabei auf guter Regierungsführung, Jugend und Umwelt. Ebenso mit umfasst werden die 
Themen Klimawandel, die grüne und blaue Wirtschaft sowie der Katastrophenschutz. Eingeschlossen davon ist der 
Schutz von Kindern und anderen gefährdeten Gruppen. Weitere Schwerpunkte sind Digitalisierung, Bildung und 
Kultur. Mit seinen aktuellen langfristigen Prioritäten „Regionale Identität“, „Nachhaltige und wohlhabende Region“ 
und „Sichere und sichere Region“ konzentriert sich der Ostseerat derzeit auf den Aufbau widerstandsfähigerer 
Gesellschaften. 

Für Deutschland nahm Außenministerin Annalena Baerbock teil. Nach dem Treffen erklärte sie, Deutschland wolle 
die Zusammenarbeit mit den Ostsee-Staaten mit ersten gemeinsamen Offshore-Windparks ausbauen. So wolle 
man klimaneutral und unabhängig von Energieimporten werden. 

Die Deklaration der 19. CBSS-Ministertagung in Kristiansand, Norwegen – die Deklaration von Kristiansand – finden 
Sie hier. 

  

https://cbss.org/wp-content/uploads/2022/05/the-declaration-of-the-19th-ministerial-session-1.pdf
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12. Laufende Konsultationen 

Allgemeine und berufliche Bildung 

29. März 2022 – 21. Juni 2022 
Abwanderung von Fachkräften (Braindrain) – Abmilderung der 
mit dem Bevölkerungsrückgang verbundenen Herausforderungen 
(Mitteilung) 

Bank- und Finanzdienstleistungen 

10. Mai 2022 – 2. August 2022 
Rahmen für ein „Offenes Finanzwesen“ (Open Finance) – 
Ermöglichung des Datenaustauschs und des Zugangs Dritter im 
Finanzsektor 

10. Mai 2022 – 2. August 2022 Zahlungsdienste – Überprüfung der EU-Vorschriften 

Beschäftigung und Soziales 

21. März 2022 – 13. Juni 2022 Qualitätsrahmen für Praktika – Überprüfung (Evaluierung) 

Binnenmarkt 

29. März 2022 – 21. Juni 2022 Zugang zu Fahrzeugdaten, -funktionen und -ressourcen 

29. März 2022 – 21. Juni 2022 
EU-Nachhaltigkeitsstrategie für Chemikalien – Verordnung über 

kosmetische Mittel (Überarbeitung) 

Energie 

23. Mai 2022 – 15. August 2022 
Vorschriften für die Energieverbrauchskennzeichnung von 
Einzelraumheizgeräten (Überprüfung) 

7. April 2022 – 30. Juni 2022 
Energieeffizienz – Ökodesign-Anforderungen an Staubsauger 
(Überarbeitung) 

7. April 2022 – 30. Juni 2022 
Anforderungen an die Energieverbrauchskennzeichnung von 
Staubsaugern 

Forschung und Innovation 

29. März 2022 – 21. Juni 2022 
Abwanderung von Fachkräften (Braindrain) – Abmilderung der 
mit dem Bevölkerungsrückgang verbundenen Herausforderungen 
(Mitteilung) 

Inneres 

20. Mai 2022 – 15. Juli 2022 Illegaler Handel mit Kulturgütern – Aktionsplan der EU 

20. April 2022 – 13. Juli 2022 
Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern – 
Überprüfung der EU-Vorschriften 

  

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13394-Abwanderung-von-Fachkraften-Braindrain-Abmilderung-der-mit-dem-Bevolkerungsruckgang-verbundenen-Herausforderungen-Mitteilung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13394-Abwanderung-von-Fachkraften-Braindrain-Abmilderung-der-mit-dem-Bevolkerungsruckgang-verbundenen-Herausforderungen-Mitteilung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13394-Abwanderung-von-Fachkraften-Braindrain-Abmilderung-der-mit-dem-Bevolkerungsruckgang-verbundenen-Herausforderungen-Mitteilung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13241-Rahmen-fur-ein-Offenes-Finanzwesen-Open-Finance-Ermoglichung-des-Datenaustauschs-und-des-Zugangs-Dritter-im-Finanzsektor_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13241-Rahmen-fur-ein-Offenes-Finanzwesen-Open-Finance-Ermoglichung-des-Datenaustauschs-und-des-Zugangs-Dritter-im-Finanzsektor_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13241-Rahmen-fur-ein-Offenes-Finanzwesen-Open-Finance-Ermoglichung-des-Datenaustauschs-und-des-Zugangs-Dritter-im-Finanzsektor_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13331-Zahlungsdienste-Uberprufung-der-EU-Vorschriften_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13118-Qualitatsrahmen-fur-Praktika-Uberprufung-Evaluierung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13180-Zugang-zu-Fahrzeugdaten-funktionen-und-ressourcen_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13197-EU-Nachhaltigkeitsstrategie-fur-Chemikalien-Verordnung-uber-kosmetische-Mittel-Uberarbeitung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13197-EU-Nachhaltigkeitsstrategie-fur-Chemikalien-Verordnung-uber-kosmetische-Mittel-Uberarbeitung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13390-Vorschriften-fur-die-Energieverbrauchskennzeichnung-von-Einzelraumheizgeraten-Uberprufung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13390-Vorschriften-fur-die-Energieverbrauchskennzeichnung-von-Einzelraumheizgeraten-Uberprufung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12832-Energieeffizienz-Okodesign-Anforderungen-an-Staubsauger-Uberarbeitung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12832-Energieeffizienz-Okodesign-Anforderungen-an-Staubsauger-Uberarbeitung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12833-Anforderungen-an-die-Energieverbrauchskennzeichnung-von-Staubsaugern_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12833-Anforderungen-an-die-Energieverbrauchskennzeichnung-von-Staubsaugern_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13394-Abwanderung-von-Fachkraften-Braindrain-Abmilderung-der-mit-dem-Bevolkerungsruckgang-verbundenen-Herausforderungen-Mitteilung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13394-Abwanderung-von-Fachkraften-Braindrain-Abmilderung-der-mit-dem-Bevolkerungsruckgang-verbundenen-Herausforderungen-Mitteilung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13394-Abwanderung-von-Fachkraften-Braindrain-Abmilderung-der-mit-dem-Bevolkerungsruckgang-verbundenen-Herausforderungen-Mitteilung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13352-Illegaler-Handel-mit-Kulturgutern-Aktionsplan-der-EU_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13073-Bekampfung-des-sexuellen-Missbrauchs-von-Kindern-Uberprufung-der-EU-Vorschriften_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13073-Bekampfung-des-sexuellen-Missbrauchs-von-Kindern-Uberprufung-der-EU-Vorschriften_de
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Justiz und Grundrechte 

8. März 2022 – 31. Mai 2022 Strafjustiz – EU-Vorschriften über Opferrechte (Aktualisierung) 

Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 

5. Mai 2022 – 28. Juli 2022 
Überarbeitung des EU-Schulprogramms für Obst, Gemüse und 
Milch 

5. Mai 2022 – 28. Juli 2022 
Überarbeitung des EU-Schulprogramms für Obst, Gemüse und 
Milch – EU-Beihilfe 

Lebensmittelsicherheit 

24. Mai 2022 – 16. August 2022 Verringerung der Lebensmittelverschwendung – Zielvorgaben 

29. April 2022 – 22. Juli 2022 
Rechtsvorschriften für Pflanzen, die mithilfe bestimmter neuer 
genomischer Verfahren gewonnen werden 

28. April 2022 – 21. Juli 2022 Nachhaltiges EU-Lebensmittelsystem - neue Initiative 

Migration und Asyl 

29. März 2022 – 21. Juni 2022 
Abwanderung von Fachkräften (Braindrain) – Abmilderung der 
mit dem Bevölkerungsrückgang verbundenen Herausforderungen 
(Mitteilung) 

Steuern 

11. April 2022 – 4. Juli 2022 
Verbrauchsteuern auf Alkohol und alkoholische Getränke – 
Evaluierung der Verbrauchsteuersätze und der Steuerstrukturen 

1. April 2022 – 26. Juni 2022 
Quellensteuern – neues EU-System zur Vermeidung von 
Doppelbesteuerung 

Umwelt 

17. März 2022 – 9. Juni 2022 Überarbeitung der EU-Initiative für Bestäuber 

10. März 2022 – 2. Juni 2022 
Review: Restriction of the use of hazardous substances in 
electronics 

12. Mai 2022 – 4. August 2022 Umwelthaftungsrichtlinie (Bewertung) 

23. Mai 2022 – 15. August 2022 Nährstoffe – Aktionsplan für ein besseres Management 

24. Mai 2022 – 16. August 2022 
Umweltauswirkungen der Abfallbewirtschaftung – Überarbeitung 
der EU-Abfallrahmenrichtlinie 

  

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13096-Strafjustiz-EU-Vorschriften-uber-Opferrechte-Aktualisierung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12970-Uberarbeitung-des-EU-Schulprogramms-fur-Obst-Gemuse-und-Milch_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12970-Uberarbeitung-des-EU-Schulprogramms-fur-Obst-Gemuse-und-Milch_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12971-Uberarbeitung-des-EU-Schulprogramms-fur-Obst-Gemuse-und-Milch-EU-Beihilfe_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12971-Uberarbeitung-des-EU-Schulprogramms-fur-Obst-Gemuse-und-Milch-EU-Beihilfe_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13223-Verringerung-der-Lebensmittelverschwendung-Zielvorgaben_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13119-Rechtsvorschriften-fur-Pflanzen-die-mithilfe-bestimmter-neuer-genomischer-Verfahren-gewonnen-werden_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13119-Rechtsvorschriften-fur-Pflanzen-die-mithilfe-bestimmter-neuer-genomischer-Verfahren-gewonnen-werden_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13174-Nachhaltiges-EU-Lebensmittelsystem-neue-Initiative_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13394-Abwanderung-von-Fachkraften-Braindrain-Abmilderung-der-mit-dem-Bevolkerungsruckgang-verbundenen-Herausforderungen-Mitteilung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13394-Abwanderung-von-Fachkraften-Braindrain-Abmilderung-der-mit-dem-Bevolkerungsruckgang-verbundenen-Herausforderungen-Mitteilung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13394-Abwanderung-von-Fachkraften-Braindrain-Abmilderung-der-mit-dem-Bevolkerungsruckgang-verbundenen-Herausforderungen-Mitteilung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13249-Verbrauchsteuern-auf-Alkohol-und-alkoholische-Getranke-Evaluierung-der-Verbrauchsteuersatze-und-der-Steuerstrukturen_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13249-Verbrauchsteuern-auf-Alkohol-und-alkoholische-Getranke-Evaluierung-der-Verbrauchsteuersatze-und-der-Steuerstrukturen_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13031-Quellensteuern-neues-EU-System-zur-Vermeidung-von-Doppelbesteuerung_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13031-Quellensteuern-neues-EU-System-zur-Vermeidung-von-Doppelbesteuerung_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13142-Uberarbeitung-der-EU-Initiative-fur-Bestauber_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13137-Review-Restriction-of-the-use-of-hazardous-substances-in-electronics_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13137-Review-Restriction-of-the-use-of-hazardous-substances-in-electronics_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13251-Umwelthaftungsrichtlinie-Bewertung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12899-Nahrstoffe-Aktionsplan-fur-ein-besseres-Management_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13225-Umweltauswirkungen-der-Abfallbewirtschaftung-Uberarbeitung-der-EU-Abfallrahmenrichtlinie_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13225-Umweltauswirkungen-der-Abfallbewirtschaftung-Uberarbeitung-der-EU-Abfallrahmenrichtlinie_de
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Verbraucherschutz 

4. April 2022 – 27. Juni 2022 Verbraucherschutzrecht – grenzüberschreitende Durchsetzung 

4. April 2022 – 27. Juni 2022 
Außergerichtliche Beilegung von Verbraucherrechtsstreitigkeiten 
(Bericht) 

Verkehr 

26. April 2022 – 19. Juli 2022 Nutzfahrzeuge – Gewicht und Abmessungen (Bewertung) 

30. März 2022 – 22. Juni 2022 
Internationaler Güter- und Personenverkehr – Steigerung des 

Anteils des Schienenverkehrs 

28. März 2022 – 20. Juni 2022 
Europäische Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs – 

Überprüfung des Mandats 

Wettbewerb 

17. März 2022 – 9. Juni 2022 
Vorschriften für staatliche Beihilfen für Banken in Schwierigkeiten 
– Bewertung 

Öffentliches Gesundheitswesen 

11. März 2022 – 3. Juni 2022 
Drittes Gesundheitsprogramm (2014-2020) – abschließende 
Bewertung 

  

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13430-Verbraucherschutzrecht-grenzuberschreitende-Durchsetzung_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13417-Au%C3%9Fergerichtliche-Beilegung-von-Verbraucherrechtsstreitigkeiten-Bericht-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13417-Au%C3%9Fergerichtliche-Beilegung-von-Verbraucherrechtsstreitigkeiten-Bericht-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13278-Nutzfahrzeuge-Gewicht-und-Abmessungen-Bewertung-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13134-Internationaler-Guter-und-Personenverkehr-Steigerung-des-Anteils-des-Schienenverkehrs_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13134-Internationaler-Guter-und-Personenverkehr-Steigerung-des-Anteils-des-Schienenverkehrs_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13049-Europaische-Agentur-fur-die-Sicherheit-des-Seeverkehrs-Uberprufung-des-Mandats_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13049-Europaische-Agentur-fur-die-Sicherheit-des-Seeverkehrs-Uberprufung-des-Mandats_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13324-Vorschriften-fur-staatliche-Beihilfen-fur-Banken-in-Schwierigkeiten-Bewertung_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13324-Vorschriften-fur-staatliche-Beihilfen-fur-Banken-in-Schwierigkeiten-Bewertung_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12604-Drittes-Gesundheitsprogramm-2014-2020-abschlie%C3%9Fende-Bewertung_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12604-Drittes-Gesundheitsprogramm-2014-2020-abschlie%C3%9Fende-Bewertung_de
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13. Termine 

Europäische Kommission 

30. Mai – 5. Juni 2022 Grüne Woche der EU 

30. Mai – 3. Juni 2022 FISA 2022 – EURADWASTE ’22 

1. Juni 2022 
Kapitalmarktunion: Investitionen für eine stärkere, wohlhabende und 
nachhaltige Europäische Union 

2. Juni 2022 EBI-TAG 2022 

9. – 10. Juni 2022 Meeting of the European electricity regulatory forum 

 

Rat der Europäischen Union und Europäischer Rat 

1. Juni 2022 Ausschuss der Ständigen Vertreter (Coreper II) 

1. Juni 2022 Ausschuss der Ständigen Vertreter (Coreper I) 

2. Juni 2022 Rat (Verkehr, Telekommunikation und Energie) 

3. Juni 2022 Rat (Auswärtige Angelegenheiten) - Handel 

3. Juni 2022 Rat (Verkehr, Telekommunikation und Energie) 

8. Juni 2022 Ausschuss der Ständigen Vertreter (Coreper I) 

8. Juni 2022 Ausschuss der Ständigen Vertreter (Coreper II) 

9. – 10. Juni 2022 Rat (Wettbewerbsfähigkeit) 

13. Juni 2022 Rat (Landwirtschaft und Fischerei) 

15. Juni 2022 Ausschuss der Ständigen Vertreter (Coreper I) 

15. Juni 2022 Ausschuss der Ständigen Vertreter (Coreper II) 

16. – 17. Juni 2022 Rat (Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucher) 

16. Juni 2022 Euro-Gruppe 

17. Juni 2022 Rat (Wirtschaft und Finanzen) 

20. Juni 2022 Rat (Auswärtige Angelegenheiten) 

21. Juni 2022 Rat (Allgemeine Angelegenheiten) 

22. Juni 2022 Ausschuss der Ständigen Vertreter (Coreper I) 

23. – 24. Juni 2022 Europäischer Rat 

27. Juni 2022 Rat (Verkehr, Telekommunikation und Energie) - Energie 

29. Juni 2022 Ausschuss der Ständigen Vertreter (Coreper II) 

 

  

https://europa.eu/newsroom/events/eu-green-week_de
https://europa.eu/newsroom/events/fisa-2022-%E2%80%93-euradwaste-%E2%80%9922_de
https://europa.eu/newsroom/events/capital-markets-union-investing-stronger-prosperous-and-sustainable-european-union_de
https://europa.eu/newsroom/events/capital-markets-union-investing-stronger-prosperous-and-sustainable-european-union_de
https://europa.eu/newsroom/events/eci-day-2022_de
https://europa.eu/newsroom/events/meeting-european-electricity-regulatory-forum-5_de
https://europa.eu/newsroom/events/coreper-ii-247_de
https://europa.eu/newsroom/events/coreper-i-358_de
https://europa.eu/newsroom/events/transport-telecommunications-energy-council-23_de
https://europa.eu/newsroom/events/foreign-affairs-council-trade-8_de
https://europa.eu/newsroom/events/transport-telecommunications-energy-council-24_de
https://europa.eu/newsroom/events/coreper-i-359_de
https://europa.eu/newsroom/events/coreper-ii-248_de
https://europa.eu/newsroom/events/competitiveness-council-22_de
https://europa.eu/newsroom/events/agriculture-and-fisheries-council-67_de
https://europa.eu/newsroom/events/coreper-i-360_de
https://europa.eu/newsroom/events/coreper-ii-249_de
https://europa.eu/newsroom/events/employment-social-policy-health-and-consumer-affairs-council-29_de
https://europa.eu/newsroom/events/eurogroup-77_de
https://europa.eu/newsroom/events/economic-and-financial-affairs-council-71_de
https://europa.eu/newsroom/events/foreign-affairs-council-91_de
https://europa.eu/newsroom/events/general-affairs-council-71_de
https://europa.eu/newsroom/events/coreper-i-361_de
https://europa.eu/newsroom/events/european-council-35_de
https://europa.eu/newsroom/events/transport-telecommunications-energy-council-energy-7_de
https://europa.eu/newsroom/events/coreper-ii-250_de
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Europäisches Parlament 

2. Juni 2022 Ausschusssitzungen des Europäischen Parlaments 

6. - 9. Juni 2022 Plenarsitzung des Europäischen Parlaments 

13. – 16. Juni 2022 Ausschusssitzungen des Europäischen Parlaments 

20. – 21. Juni 2022 Ausschusssitzungen des Europäischen Parlaments 

22. – 23. Juni 2022 Plenarsitzung des Europäischen Parlaments 

23. Juni 2022 Ausschusssitzungen des Europäischen Parlaments 

27. Juni 2022 Ausschusssitzungen des Europäischen Parlaments 

30. Juni 2022 Ausschusssitzungen des Europäischen Parlaments 

 

Ostseekooperation 

Veranstaltungsübersicht: https://www.europa-mv.de/ostseekooperation/  

8. Juni 2022 Ostseetag 2022 im Rostocker Stadthafen 

11. Juni 2022 Baltic Sea Parliamentary Youth Forum in Stockholm/Schweden 

12. – 14. Juni 2022 31. Ostseeparlamentarierkonferenz in Stockholm/Schweden 

7. – 9. Juli 2022 
IFZO-Konferenz „Ostsee im Austausch. Transformationen zwischen Konflikt und 
Kooperation“ in Greifswald 

8. Juli 2022 
Bundesprogramm Transnationale Zusammenarbeit Interreg B-Projekte – neuer 
Call 

15. – 20. August 2022 Baltic Sea Youth Camp 2022 in Lappeenranta/Finnland 

17. – 25. September 2022 CBSS Summer University 2022 in Danzig/Polen 

22. September 2022 Baltic Sea Business Day- Unternehmertag - in Rostock 

26. – 27. September 2022 27. Generalversammlung der KPKR-Ostseekommission in Helsinki/Finnland 

28. – 29. September 2022 13. Stakeholder Forum der EU-Ostseestrategie in Lappeenranta/Finnland 

  

https://europa.eu/newsroom/events/european-parliament-committee-meetings-342_de
https://europa.eu/newsroom/events/european-parliament-plenary-session-128_de
https://europa.eu/newsroom/events/european-parliament-committee-meetings-343_de
https://europa.eu/newsroom/events/european-parliament-committee-meetings-344_de
https://europa.eu/newsroom/events/european-parliament-plenary-session-129_de
https://europa.eu/newsroom/events/european-parliament-committee-meetings-345_de
https://europa.eu/newsroom/events/european-parliament-committee-meetings-346_de
https://europa.eu/newsroom/events/european-parliament-committee-meetings-347_de
https://www.europa-mv.de/ostseekooperation/
https://www.europa-mv.de/Service/Termine/?id=35955&processor=processor.sa.termin
https://www.europa-mv.de/Service/Termine/?id=35760&processor=processor.sa.termin
https://www.europa-mv.de/Service/Termine/?id=35598&processor=processor.sa.termin
https://www.europa-mv.de/Service/Termine/?id=35599&processor=processor.sa.termin
https://www.europa-mv.de/Service/Termine/?id=35599&processor=processor.sa.termin
https://www.europa-mv.de/Service/Termine/?id=36026&processor=processor.sa.termin
https://www.europa-mv.de/Service/Termine/?id=36026&processor=processor.sa.termin
https://www.europa-mv.de/Service/Termine/?id=35600&processor=processor.sa.termin
https://www.europa-mv.de/Service/Termine/?id=36024&processor=processor.sa.termin
https://www.europa-mv.de/Service/Termine/?id=35603&processor=processor.sa.termin
https://www.europa-mv.de/Service/Termine/?id=35601&processor=processor.sa.termin
https://www.europa-mv.de/Service/Termine/?id=35602&processor=processor.sa.termin
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14. Ansprechpartner(innen) 

Ansprechpartner(innen) Themenbereiche 

Dr. Lars Friedrichsen 
Leiter 
Telefon: +32-2 741-6000 
E-Mail: lars.friedrichsen@mv-office.eu  

Institutionelle Fragen, Öffentlichkeitsarbeit 

Dr. Merten Barnert 
Stellv. Leiter 
Telefon: +32-2 741-6006 
E-Mail: merten.barnert@mv-office.eu 

Energie, Infrastruktur, Verkehr, Wettbewerbsrecht, 
Regionalpolitik, Finanzen der EU, Ostseekooperation 

Dr. Sylvia Völzer 
Referentin 
Telefon: +32-2 741-6774 
E-Mail: sylvia.voelzer@mv-office.eu 

Forschung, Innovation, Kultur, Bildung, Jugend, Sport, 
Gleichstellung 

Henning Machedanz 
Referent 
Telefon: +32-2 741-6004 
E-Mail: henning.machedanz@mv-office.eu 

Justiz, Inneres, Medien, Integration, Ausschuss der 
Regionen 

NN 
Referent(in) 
Telefon: +32-2 741-6003 
E-Mail: poststelle@mv-office.eu 

 

NN 
Referent(in) 
Telefon: +32-2 741-6003 
E-Mail: poststelle@mv-office.eu 

Landwirtschaft, Fischerei, Umwelt, Soziales 

Petra Götz 
Sachbearbeiterin 
Telefon: +32-2 741-6003 
E-Mail: petra.goetz@mv-office.eu 

Haushalt, Organisation, Verwaltung, Veranstaltungen 

Alexander Mannewitz 
Assistenz der Leitung 
Telefon: +32-2 741-6001 
E-Mail: alexander.mannewitz@mv-office.eu 

Administration, IT-Technik, Digitale Medien, 
Veranstaltungen 

 

mailto:lars.friedrichsen@mv-office.eu
mailto:merten.barnert@mv-office.eu
mailto:sylvia.voelzer@mv-office.eu
mailto:henning.machedanz@mv-office.eu
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